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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 10 MONTAG, DEN 26. MÄRZ 2001

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Wandsbek 72 für den in der Anlage
durch eine durchgehende schwarze Linie umgrenzten Gel-
tungsbereich östlich Wandsbeker Königstraße und nördlich
der Wandse (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 505) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Westgrenzen der Flurstücke 3612 und 3712 (alt: 1182), West-
und Nordgrenze des Flurstücks 3582, Nordgrenze der
Flurstücke 3713 (alt: 1182) und 3612, Ost- und Südgrenze des
Flurstücks 3612 der Gemarkung Wandsbek.

(2) Die Begründung des Bebauungsplans wird beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung kann beim Bezirksamt Wandsbek
während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.
Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden
sind, können sie gegen Kostenerstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung

über den Bebauungsplan Wandsbek 72

Vom 15. März 2001

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137) in
Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplan-
feststellungsgesetzes in der Fassung  vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (HmbGVBl. S. 167),
zuletzt geändert am 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 489,
493), Artikel 9 des Gesetzes über die Ermächtigung des Senats
zur Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Gesetzen über
Bebauungs- und Landschaftspläne und zur Weiterübertragung
dieser Ermächtigung vom 11. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 215,
231, 233), Artikel 9 des Gesetzes über die Zustimmung der
Bezirksversammlungen zur Änderung, Ergänzung und Auf-
hebung von Gesetzen über Bebauungs- und Landschaftspläne
vom 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 494, 511, 513) sowie § 1
Absatz 2 und § 3 Absatz 2 der Weiterübertragungsverordnung-
Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:
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bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Wandsbek geltend
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Für das in § 1 genannte Gebiet gilt in der zeichnerischen
Darstellung des niedergelegten Durchführungsplans D 408
vom 28. Oktober 1960 (HmbGVBl. S. 436), zuletzt geändert
am 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 494, 511, 513), die
Festsetzung „Geschäftsgebiet“ als Festsetzung „Gewerbe-
gebiet“ nach § 8 der Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt
geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479). 

2. Im Gewerbegebiet sind luftbelastende sowie geruchsbe-
lästigende Betriebe, Einzelhandelsbetriebe sowie Schank-
und Speisewirtschaften unzulässig. Ausnahmen für Ver-
gnügungsstätten werden ausgeschlossen.

3. Parallel zum Nordufer der Wandse wird in einer Breite von
10 m eine Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt.

4. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bleiben im
Übrigen die bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen
bestehen.

§ 1

Zweck, Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie
76 / 464 / EWG des Rates vom 4. Mai 1976 betreffend die Ver-
schmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 129
S. 23), zuletzt geändert am 23. Dezember 1991 (ABl. EG
Nr. L 377 S. 48). 

(2) Sie gilt für die Festlegung von Qualitätszielen für Stoffe
im Sinne des Artikels 7 der Richtlinie 76 / 464 / EWG und die
Aufstellung von Programmen zur Verringerung der Ver-
schmutzung durch diese Stoffe in den oberirdischen Gewäs-
sern im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer l des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) in der Fassung vom 12. November 1996
(BGBl. I S. 1696), zuletzt geändert am 27. Dezember 2000
(BGBl. I S. 2048, 2052), und Küstengewässern im Sinne des § 1
Absatz 1 Nummer 1 a WHG.

§ 2

Festlegung von Qualitätszielen

Zum Schutz der aquatischen Lebensgemeinschaften und
der menschlichen Gesundheit gelten für die oberirdischen
Gewässer und Küstengewässer die im Anhang für Stoffe im

Sinne des Artikels 7 der Richtlinie 76 / 464 / EWG aufgeführten
Qualitätsziele.

§ 3

Programme zur Verringerung der Verschmutzung durch
bestimmte Stoffe

(1) Die zuständige Behörde stellt Programme zur Verringe-
rung der Verschmutzung von oberirdischen Gewässern und
Küstengewässern durch die im Anhang zu § 2 aufgeführten
Stoffe auf. Ziel der Programme ist es, die gemäß § 2 festgeleg-
ten Qualitätsziele einzuhalten oder in angemessenen Fristen
zu erreichen. Die zuständige Behörde kann dabei Überschrei-
tungen der gemäß § 2 festgelegten Qualitätsziele zulassen,
wenn diese nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
erreicht werden können, insbesondere bei geogenen Vorbe-
lastungen des Gewässers, bei Altlasten, infolge von Natur-
katastrophen oder bei grenzüberschreitenden Vorbelastungen,
die nicht aus dem Bundesgebiet stammen. Weitergehende
Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften bleiben
unberührt.

(2) Die Programme enthalten mindestens

1. die Festlegung der Messstellen;

2. eine Bestandsaufnahme der im Gewässer vorhandenen
Stoffe, die im Anhang zu § 2 aufgeführt sind;

Hamburg, den 15. März 2001.

Das Bezirksamt Wandsbek

Verordnung

über Qualitätsziele für bestimmte gefährliche Stoffe und zur Verringerung

der Gewässerverschmutzung durch Programme

Vom 20. März 2001

Auf Grund von § 19 a Absatz 2 des Hamburgischen Wasser-
gesetzes vom 20. Juni 1960 (HmbGVBl. S. 335), zuletzt geän-
dert am 11. April 2000 (HmbGVBl. S. 78), wird verordnet:
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